
Stadtverordnetenversammlung 

 

 

25. September 2017 

1 von 2 
Beschluss 

der Stadtverordnetenversammlung 

 

 

 

Prüfung einer Milieuschutzsatzung 

Antrag der SPD-Fraktion 

- 101.18.458 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Magistrat wird gebeten zu prüfen, ob die Einführung einer 

Milieuschutzsatzung für besonders stark von Verdrängungseffekten betroffene 

Stadtteile rechtlich umsetzbar ist und ob solch eine Satzung die gewünschte 

Wirkung im Rahmen ihrer Umsetzbarkeit entfalten kann. 

 

Die Ergebnisse der Prüfung sollen im Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität 

und Verkehr vorgestellt werden. 

 

Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 

Zustimmung: SPD, CDU, B90/Grüne, Kasseler Linke, Freie Wähler + Piraten, 

  Stadtverordnete Burmeister, Ernst, Dr. Janusch und Nölke 

Ablehnung: AfD 

Enthaltung: -- 

den  
 

Beschluss 
 

Dem Antrag der SPD-Fraktion betr. Prüfung einer Milieuschutzsatzung, 

101.18.458, wird zugestimmt. 

 

 

 Änderungsantrag der AfD-Fraktion 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Antrag der SPD-Fraktion wird wie folgt ergänzt: 

 

Der Magistrat wird gebeten zu prüfen, ob die Einführung einer 

Milieuschutzsatzung für besonders stark von Verdrängungseffekten betroffene 

Stadtteile rechtlich umsetzbar ist und ob solch eine Satzung die gewünschte 

Wirkung im Rahmen ihrer Umsetzbarkeit entfalten kann. 

 



 

Beschluss der 15. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung vom 25. September 2017 

 

2 von 2 Ergänzung: 

 

Diese Prüfung soll ebenfalls beinhalten, wie sich eine Milieuschutzsatzung auf 

Ghettoisierungseffekte auswirkt und wie einer fortschreitenden Bildung 

sozialer Brennpunkte entgegengewirkt werden kann. 

 

Die Ergebnisse der Prüfung sollen im Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität 

und Verkehr vorgestellt werden. 

 

Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 

Zustimmung: AfD 

Ablehnung: SPD, CDU, B90/Grüne, Kasseler Linke, Freie Wähler + Piraten, 

  Stadtverordnete Burmeister, Ernst, Dr. Janusch und Nölke 

Enthaltung: -- 

den  
 

Beschluss 
 

Der Änderungsantrag der AfD-Fraktion betr. Prüfung einer Milieuschutzsatzung, 

101.18.458, wird abgelehnt. 

 

 

 

 

 

Petra Friedrich Nicole Eglin 

Stadtverordnetenvorsteherin Schriftführerin 




